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1. Instanz

Aktenzeichen S 25 RJ 1157/03
Datum 18.05.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 349/04
Datum 11.01.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
18. Mai 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen
Erwerbsminderung.

Der 1948 geborene KlÃ¤ger ist mazedonischer StaatsangehÃ¶riger und hat seinen
Wohnsitz in der Bundesrepublik. Er gab an, von 1961 bis 1964 eine Lehre gemacht
und in seiner Heimat als Maschinenschlosser, Autoschmied und SchweiÃ�er
gearbeitet zu haben. In der Bundesrepublik sei er ab 1970 als Maschinenschlosser
und SchweiÃ�er mit Unterbrechungen tÃ¤tig gewesen. Deutsche
Versicherungszeiten sind ab Juni 1970 bis Oktober 2001 fÃ¼r insgesamt 358
Monate bestÃ¤tigt. Aus Mazedonien sind Versicherungszeiten vom 01.04.1964 bis
31.07.1968 fÃ¼r 48 Monate und 5 Tage mitgeteilt. Der KlÃ¤ger hatte ab 1996
mehrere Rentenantragsverfahren. Dabei wurde ihm Rente wegen
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ErwerbsunfÃ¤higkeit befristet vom 01.09.1996 bis 30.06.1997 bezahlt und bis
30.04.1998 verlÃ¤ngert. FÃ¼r die Zeit nach dem 01.07.1998 wurde der
Rentenanspruch verneint. Das Widerspruchs- und das Klageverfahren waren ohne
Erfolg. Die im Klageverfahren eingeholten Gutachten von Dr.L. , Dr.P. und Dr.K.
beurteilten das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ebenso wie der auf Antrag des
KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG gehÃ¶rte OrthopÃ¤de Dr.P. zeitlich mit acht Stunden
tÃ¤glich. Ein Antrag vom 12.04.2001 wurde mit Bescheid vom 15.06.2001
abgelehnt, da weder teilweise noch volle Erwerbsminderung und auch keine
BerufsunfÃ¤higkeit vorliege. Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom
20.02.2005 abgewiesen. Nach Auskunft des letzten Arbeitgebers, der Firma K. , war
der KlÃ¤ger von Mai 1991 bis Mai 1992 dort beschÃ¤ftigt und wurde nach der
Metalltariflohngruppe VI entlohnt. Facharbeiter hingegen seien in die Lohngruppe IV
einzustufen. Berichtet wird auÃ�erdem, dass der KlÃ¤ger zu wenig qualifiziert
gewesen sei und nur mit Zuschuss vom Arbeitsamt beschÃ¤ftigt werden konnte. Die
Firma H. bestÃ¤tigte eine BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers von Juli 1994 bis Juni 1995
als Hilfsarbeiter. Er sei Hilfskraft in der Reparaturabteilung der Endfertigung und
Boxenfahrer gewesen. Es habe sich um eine ungelernte TÃ¤tigkeit gehandelt,
bezahlt nach Tarifgruppe V.

Der nun streitige Antrag datiert vom 29.05.2002.

Nach Einholung zahlreicher Befundberichte wurde ein chirurgisch-orthopÃ¤disches
Gutachten von Dr.L. nach Untersuchung am 08.07.2002 erstellt. Dabei wurde
diagnostiziert: 1. Noch leichte Funktionsminderung beider Kniegelenke nach
Implantation von medialen Schlittenendoprothesen beidseits bei deutlicher Gon-
und Retropatellararthrose. 2. Fehlhaltung und degenerative VerÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule. 3. Geringe degenerative VerÃ¤nderungen beider HÃ¼ftgelenke. 4.
Adipositas. Leichte kÃ¶rperliche Arbeiten vorwiegend im Sitzen ohne TÃ¤tig- keiten
auf Leitern und GerÃ¼sten seien vollschichtig noch mÃ¶glich. Am 26.07.2002 fand
eine weitere Begutachtung durch den Internisten Dr.R. statt, der diagnostizierte: 1.
SomatisierungsstÃ¶rung. 2. Zustand nach Schlittenprothesenimplantation beidseits
bei Gonarthrose beidseits. 3. Gut eingestellte arterielle Hypertonie. 4.
Raucherbronchitis ohne gravierende FunktionseinbuÃ�en. 5. Glaukom, Zustand
nach Katarrakt-OP links. 6. Adipositas. Im Vordergrund stehe die
SomatisierungsstÃ¶rung. Das Gangbild sei mit zwei GehstÃ¶cken flÃ¼ssig, mit
gutem Abrollen der FÃ¼Ã�e, aber ohne richtige Aufsetzung der GehstÃ¶cke. Die
UmstellungsfÃ¤higkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt. BerufsfÃ¶rderungsmaÃ�nahmen
seien nicht erforderlich, da die Motivation zur Wiederaufnahme einer TÃ¤tigkeit
nicht zu erkennen sei. Eine zeitliche EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens
bestehe nicht.

Mit Bescheid vom 19.08.2002 wurde der Rentenantrag abgelehnt mit der
BegrÃ¼ndung, es liege weder teilweise noch volle Er- werbsminderung und auch
keine BerufsunfÃ¤higkeit vor, da der KlÃ¤ger mindestens sechs Stunden auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt erwerbstÃ¤tig sein kÃ¶nne.

Dagegen richtet sich der Widerspruch des KlÃ¤gers. Er macht schwere psychische
Beschwerden geltend, die sich in massiven SchlafstÃ¶rungen,
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SchweiÃ�ausbrÃ¼chen und AngstzustÃ¤nden zeigten sowie schlimme
DepressionsschÃ¼be. Deshalb kÃ¶nne er keinem geregelten und normalen Arbeits-
und Alltagsablauf mehr nachgehen. Ã�ber seinen Zustand kÃ¶nne Dr.H. Auskunft
geben.

Beigezogen wurden ein Entlassungsbericht Ã¼ber das Reha-Verfahren vom
04.03.2002 bis 08.04.2002, ein Attest des Dr.W. , der eine schwere Depression mit
SomatisierungsstÃ¶rung attestierte, und der Entlassungsberichts des
Bezirksklinikums G. Ã¼ber die Behandlung vom 06.07. bis 03.09.2001. In
Auswertung dieser Unterlagen vertrat Dr.R. die Auffassung, dass es bei der
EinschÃ¤tzung eines vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens verbleibe.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 04.06.2003
zurÃ¼ck.

Dagegen richtet sich die zum Sozialgericht MÃ¼nchen erhobene Klage, zu deren
BegrÃ¼ndung der KlÃ¤ger bereits bekannte Ã¤rztliche Unterlagen einreichte.

Das Sozialgericht holte einen Befundbericht bei den OrthopÃ¤den Dres.E. und R.
ein. Die behandelnden Ã�rzte teilten dem Gutachter Dr.S. mit, dass am 19.01.2004
eine Wechseloperation einer Kniegelenksendoprothese und eine anschlieÃ�ende
Anschlussheilbehandlung durchgefÃ¼hrt wurde. Im Gutachten vom 10.03.2004
stellte Dr.S. folgende Diagnosen: 1. Leichtgradige Beugebehinderung am Zeige- und
Mittelfinger der rechten Hand, Minderung der groben Kraftleistung. 2. Adipositas
BMI 37. 3. Degeneratives WirbelsÃ¤ulensyndrom 4. Totalendoprothese rechtes
Kniegelenk. 5. Mediale Schlittenendoprothese linkes Knie. Trotz der
Beugebehinderung kÃ¶nne der KlÃ¤ger Werkzeuge wie zum Beispiel einen
Hammerstiel ausreichend fest halten, auch sei der Spitzgriff mit Daumen und den
Langfingern mÃ¶glich. Messbar gemindert sei die grobe Kraftleistung der rechten
Hand, so dass sich eine geringgradige Funktionsminderung der rechten Hand er-
gebe. Bei voller FunktionstÃ¼chtigkeit der linken Hand sei aber leichte manuelle
TÃ¤tigkeit vollschichtig zumutbar. Auf Grund der Situation beider Kniegelenke sei
dem KlÃ¤ger auf Dauer nicht zumutbar, TÃ¤tigkeiten im Stehen oder Gehen zu
verrichten, wobei Ã¼berwiegend sitzende TÃ¤tigkeit vollschichtig mÃ¶glich sei. Das
linke Kniegelenk mit Operation vor zwei Jahren sei reizlos, das rechte Kniegelenk auf
Grund der erst acht Wochen zurÃ¼ckliegenden Operation noch geschwollen, jedoch
zeige das RÃ¶ntgenbild einen einwandfreien Sitz der Endoprothese ohne
Lockerungszeichen. Von Seiten der endoprothetisch versorgten Kniegelenke sei das
vollschichtige LeistungsvermÃ¶gen noch gegeben. FÃ¼r ca. vier Wochen seien
noch UnterarmkrÃ¼ckstÃ¶cke erforderlich, dann kÃ¶nne der KlÃ¤ger acht Stunden
tÃ¤glich arbeiten. Dann bestehe auch keine BeschrÃ¤nkung hinsichtlich des
Anmarschweges und der Benutzung Ã¶ffentlicher oder eigener Verkehrsmittel.

Mit Urteil vom 18.05.2004 wies das Sozialgericht die Klage ab. Es sei durch die
Gutachten Ã¼berzeugend festgestellt, dass der KlÃ¤ger noch mehr als sechs,
nÃ¤mlich acht Stunden tÃ¤glich arbeiten kÃ¶nne und keinerlei EinschrÃ¤nkungen
des Anmarschweges zur Arbeitsstelle bestehen. Es komme auch keine GewÃ¤hrung
einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit in Betracht, da der KlÃ¤ger als Schlosser
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nicht wettbewerbsfÃ¤hig, weil zu wenig qualifiziert, in der Bundesrepublik tÃ¤tig
war und es sich bei der letzten BeschÃ¤ftigung um eine ungelernte Hilfsarbeit
gehandelt habe, so dass Berufsschutz zu verneinen sei.

Dagegen richtet sich die Berufung. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, es liege volle
Erwerbsminderung ab Antragstellung vor. Die gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen
seien sowohl im kÃ¶rperlichen als auch im psychischen Bereich nicht ausreichend
berÃ¼cksichtigt worden. Er beantrage eine erneute medizinische Begutachtung und
Ã¼bersandte ein Attest des behandelnden Psychiaters Dr.W. vom 24.06.2004, nach
dessen Auffassung die psychiatrische Erkrankung nicht ausreichend gewÃ¼rdigt
sei.

Eingeholt wurden Befundberichte der OrthopÃ¤den Dr.H. und Dres.E. , R â�¦ Der
Senat bestellte den Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.B. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen. Dr.B. berichtete im Gutachten vom 04.11.2005 Ã¼ber ein
flÃ¼ssiges, nicht hinkendes Gangbild und ungestÃ¶rte affektive
SchwingungsfÃ¤higkeit. Hinweise auf eine StÃ¶rung der Konzentrations- oder
AuffassungsfÃ¤higkeit, der GedÃ¤chtnisleistung oder der MerkfÃ¤higkeit ergab die
Untersuchung nicht. Es bestehe eine im hohen MaÃ�e asthenisch akzentuierte
PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit, wobei die intellektuelle LeistungsfÃ¤higkeit etwa der Norm
entspreche. Die neurologische Untersuchung ergab akute Denervierungszeichen, so
dass differenzialdiagnostisch an eine Polyneuropathie gedacht werden mÃ¼sse. Die
Laboruntersuchungen zeigten, dass der KlÃ¤ger die verordnete Amitriptilin-
Medikation entgegen seinen Angaben nicht einnehme. Die berufliche
LeistungsfÃ¤higkeit werde durch die Schmerzsymptomatik und die
Kniegelenksoperationen beeintrÃ¤chtigt, TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend stehend oder
verbunden mit viel Gehen seien nicht mehr zumutbar. Aus wechselnder
KÃ¶rperhaltung kÃ¶nne er aber leichte TÃ¤tigkeiten verrichten. Eine zeitliche
Leistungsminderung sei zu verneinen. Als Diagnosen formulierte Dr.B.: 1.
AnpassungsstÃ¶rung mit rezidivierender depressiver StÃ¶rung wechselnder
AusprÃ¤gung. 2. Chronisches LWS-Syndrom mit sensomotorischen Ausfallerschei
nungen (FuÃ�heberparese links geringer AusprÃ¤gung) und sen siblen
Nervenwurzelreizerscheinungen an den Beinen. Nicht zugemutet werden kÃ¶nne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, gebÃ¼ckte Position, Akkordarbeit oder Nachtschicht. Es sollte
auch Ã¼berwiegend in sitzender Position gearbeitet werden, wobei der
Anmarschweg von mehr als 500 m zurÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nne und der KlÃ¤ger
auch in der Lage sei, sich auf andere als die bisher ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
umzustellen.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 18.05.2004
sowie den Bescheid der Beklagten vom 19.08.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 04.06.2003 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Rente wegen voller Erwerbsminderung ab Antrag zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten, des
Sozialgerichts MÃ¼nchen S 25 RJ 1157/03 und S 14 RJ 236/99 sowie des
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Bayerischen Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als
unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung nach Â§ 43 Sozialgesetzbuch VI (SGB VI) in der ab 01.01.2001
geltenden Fassung, da er weder teilweise noch voll erwerbsgemindert im Sinne
dieser Vorschrift ist. Er hat dabei auch keinen Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit (Â§ 240 SGB VI), da er keinen
Berufsschutz genieÃ�t und noch vollschichtig auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
tÃ¤tig sein kann.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente beurteilt sich aufgrund des jetzt
streitigen Antrags aus dem Jahr 2002 nach den ab 01.01.2001 geltenden
Bestimmungen des Â§ 43, 240, 241 SGB VI (Â§ 300 Abs.1 SGB VI). Nach Â§ 43 SGB
VI haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente
wegen teilweiser (voller) ErwerbsunfÃ¤higkeit, wenn sie, 1. teilweise (voll)
erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤fti
gung oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die
allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Teilweise (voll) erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden (drei
Stunden) tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.1 Satz 2 bzw. Abs.2 Satz 2 SGB
VI). Diese Voraussetzungen sind beim KlÃ¤ger weder zum Zeitpunkt des Urteils des
Sozialgerichts noch des Senats erfÃ¼llt. Sowohl das orthopÃ¤dische Gutachten von
Dr.S. , das das Sozialgericht eingeholt hat noch das vom Senat in Auftrag gegebene
Gutachten von Dr.B. , konnten eine zeitlich eingeschrÃ¤nkte LeistungsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers feststellen. In allen bisherigen Gutachten konnte trotz der
GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers noch ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen
festgestellt werden. Dabei ist hervorzuheben, dass der gerichtliche
SachverstÃ¤ndige Dr.B. wie bereits vor ihm Dr.S. keine VerÃ¤nderung im
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers feststellen konnte. Die nochmals erforderliche
Operation an den Kniegelenken fÃ¼hrte nur zu einer vorÃ¼bergehenden
ArbeitsunfÃ¤higkeit, nach Abklingen der akuten Beschwerden war aber ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten im Sitzen wieder hergestellt.
Auch die vom behandelnden Arzt Dr.W. fÃ¼r einen frÃ¼heren Zeitraum
beschriebenen Eifersuchts- und VerfolgungswahnstÃ¶rungen, die zu der
Behandlung in G. gefÃ¼hrt haben, waren nur vorÃ¼bergehender Natur. Diese
Beschwerden waren einer Behandlung zugÃ¤nglich, wie dem Entlassungsbericht zu
entnehmen ist. Im Ã�brigen waren diese Behandlungen vor dem Zeitpunkt der
Untersuchung bei Dr.B â�¦ Der KlÃ¤ger selbst hat nicht geltend gemacht, dass hier
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neue Befunde aufgetreten sind. Er hat auch trotz Nachfrage des Senats keinen
neuen behandelnden Nervenarzt mitgeteilt, so dass sich gegenÃ¼ber dem
Gutachten von Dr.B. keine neuen Gesichtspunkte ergeben, die den Senat zur
weiterer SachaufklÃ¤rung hÃ¤tten veranlassen mÃ¼ssen. Soweit die GehfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers maÃ�geblich fÃ¼r die Frage der zumutbaren Wegstrecke ist, muss auf
das Gutachten von Dr.S. Bezug genommen werden, denn dieser hat wie bereits
mehrere Gutachter vor ihm dargestellt, dass die Benutzung der
UnterarmstÃ¼tzkrÃ¼cken â�� mit Ausnahme der unmittelbaren Zeit nach der
Kniegelenksoperation â�� medizinisch nicht gerechtfertigt ist und sich durch den
nicht sachgemÃ¤Ã�en Gebrauch auch zeige, dass diese zur UnterstÃ¼tzung gar
nicht eingesetzt werden mÃ¼ssen. Der KlÃ¤ger hat im Ã�brigen auch selbst nicht
vorgetragen keine 500 m Wegstrecke mehr zurÃ¼cklegen zu kÃ¶nnen oder
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel nicht benutzen zu kÃ¶nnen. Die Gutachten haben
darÃ¼ber hinaus ergeben, dass die WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht in diesem
Sinne eingeschrÃ¤nkt ist. Damit steht fest, dass weiterhin fÃ¼r sitzende
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bei erhaltener
UmstellungsfÃ¤higkeit ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen beim KlÃ¤ger
besteht, so dass gegenÃ¼ber den Feststellungen der Vorinstanz keine neuen
Gesichtspunkte hinzugekommen sind. Deshalb schlieÃ�t sich der Senat den
AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts an und sieht insoweit gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2
SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab. Dies erstreckt
sich auch auf die Feststellungen des Sozialgerichts zur Frage des Berufsschutzes
und der GewÃ¤hrung von Erwerbsminderungsrente bei BerufsunfÃ¤higkeit, denn
das Sozialgericht hat zu Recht ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger keinen Berufsschutz
genieÃ�t. Die letzten TÃ¤tigkeiten in der Bundesrepublik waren hÃ¶chstens
angelernte TÃ¤tigkeiten im unteren Bereich bzw. HilfsarbeitertÃ¤tigkeiten. Im
Ã�brigen haben ihm die Arbeitgeber keine ausreichenden Kenntnisse fÃ¼r
qualifizierte angelernte TÃ¤tigkeiten bescheinigt. Es finden sich im gesamten
Vortrag des KlÃ¤gers und den Unterlagen auch keine Hinweise auf den Abschluss
einer der deutschen Facharbeiterausbildung vergleichbaren Berufsausbildung, so
dass es auf die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit in der Bundesrepublik maÃ�geblich
ankommt. Diese ist aber, wie gesagt, eine ungelernte TÃ¤tigkeit gewesen. Mit dem
verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen kann der KlÃ¤ger auf andere ungelernte
TÃ¤tigkeiten verwiesen werden und bei dem festgestellten LeistungsvermÃ¶gen,
wie es Dr.B. zusammengefasst hat, sind solche TÃ¤tigkeiten vollschichtig denkbar.

Das Urteil des Sozialgerichts ist somit nicht zu beanstanden und die Berufung
deshalb aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG die Revision zuzulassen, sind
nicht ersichtlich.

Erstellt am: 27.03.2006
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Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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